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Zu Ernährung/Übergewicht
Es grenzt an Heuchelei, wenn
Politiker Kindern zu wenig
Bewegung vorwerfen, ande-
rerseits die Schulstundenplä-
ne bis zum Abwinken vollge-
stopft werden. Wann, bitte
schön, sollen sich die Kinder
noch ausreichend bewegen?
Und wo, wenn Bolzplätze zu
Baugruben werden und Spiel-
plätze der kommunalen Spar-
axt zum Opfer fallen? Gesun-
de Ernährung schön und gut –
doch die Deutschland-Diät
ist angesichts der gesellschaft-
lichen Entwicklung abwegig.

OBERMAIN-TAGBLATT, LICHTENFELS

Seehofer und Schmidt haben
jetzt einen Aktionsplan ange-
stoßen, wohlgemerkt: eine
Aktion mit Plan, keinen Ak-
tionismus. Kein erhobener
Zeigefinger. Hilfe zur Selbst-
hilfe. Gut so. Lecker. Nur et-
was weniger Zucker. Das Le-
ben schmeckt auch sonst süß.

Seehofer wird bald als Pilot-
kalorienberater in Schulen
gehen. Und Schmidt geht
ebenfalls. Kampagne läuft:
3000 Schritte mehr pro Tag.

GENERAL-ANZEIGER, BONN

Zu Papst/Brasilien
Die katholischen Sozialein-
richtungen sind allseits ge-
schätzt und anerkannt. Wa-
rum aber schwindet der Ein-
fluss der Priester als Men-
schenfischer? Wird zu viel
Wert auf große Theologie ge-
legt? Auf jene Verbindung
von Vernunft und Glaube,
wie sie der intellektuelle
Papst predigt? Und vergisst
man das Bedürfnis der ge-
plagten Menschen nach
Wundern, nach Heil und Hei-
lung? Die Urkirche hat auf
solche Charismen gesetzt,
nicht auf eine Klerikerkirche,
die offenbar die Glaubens-
sehnsucht nicht stillen kann.

NÜRNBERGER ZEITUNG

Was plant Stoiber?

„Wer hat Angst vorm schwarzen Mann? Nie-
mand! Und wenn er aber kommt? Dann laufen
wir davon!“ Der Refrain eines harmlosen Fang-
spiels für Kinder? Nein, das Grusellied der CSU:
Da haben plötzlich ziemlich viele große Angst
vor dem schwarzen Mann. Der heißt Edmund
Stoiber – und läuft in den letzten Monaten sei-
ner Amtszeit zu großer Form auf. So groß, dass
viele in der Partei böse Ahnungen beschleichen
und CSU-Vordenker Alois Glück schon öffent-
lich vor einer Beschädigung des designierten
Stoiber-Nachfolgers Beckstein warnt. Wie im
Kinderspiel: Wer vom schwarzen Mann erwischt
wird, der hat verloren.
Das Ausmaß der Brüskierungen, die Stoiber zu-
letzt dem Frankenkönig zuteil werden ließ, verrät
die Verbitterung des Ministerpräsidenten über den
Mann, der ihn beerben will. Beim Zukunftspro-
gramm 2020 blieb Beckstein nur eine Statistenrol-
le, und im kleinen Kreis macht Stoiber kein Hehl
aus seiner Überzeugung, dass Beckstein „es nicht
kann“. Zwischen beiden ist es zum Bruch gekom-
men – wie auch zwischen Stoiber und Huber und
Stoiber und Glück. Allen Dreien lastet er seinen
Sturz an, den er vielleicht mit seinem Verstand,
aber nicht mit seinem Herzen akzeptiert hat.
Die spannende Frage ist, zu welchen Zwecken
Stoiber die Macht zu nutzen gedenkt, die ihm aus
dem Zuspruch und Mitgefühl vieler Bürger er-
wächst: Will er das Tandem Beckstein/Huber
verhindern und dem Duo Goppel/Seehofer den
Weg bereiten? Oder will er am Ende doch noch
den kühnen Versuch wagen, selbst an der Macht
festzuhalten? Ein „Gegenputsch“ auf dem Partei-
tag im September würde auf den wütenden Wi-
derstand der Fraktion treffen, und doch: Wer
Stoibers derzeitiges Verhalten beobachtet, findet
für beide Strategien Indizien.
Der schwarze Mann in der Münchner Staats-
kanzlei ist in der Form seines Lebens: Humor-
voll, schlagfertig, souverän, populär. Kurz: eine
unkalkulierbare Gefahr für seine Erben. Sie zur
Strafe im Zustand quälender Ungewissheit zu
lassen – vielleicht ist es ja auch nur diese letzte
Revanche, die Stoiber antreibt. Wenn nicht,
könnte es für die CSU turbulent werden.

Die Angst der Erben
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Ja, ich war schon mehrmals
vor Ort. Mag sein, dass die
Schutzanlagen nicht schön
aussehen, doch man muss sie
akzeptieren. Wir wollen für
die Sicherheit aller Teilneh-
mer sorgen und das Ziel errei-
chen, dass der G8-Gipfel rei-
bungslos über die Bühne geht.

Sind Ihnen die Gesamtkos-
ten des Einsatzes bekannt?
Genannt wird bisher eine
Summe von 100 Millionen
Euro. Wenn man das hört, tut
einem das Geld wirklich leid.
Dafür könnte man etliche
Kindergärten bauen ...

... oder zusätzliche Polizis-
ten einstellen.
In der Tat. Die Polizeien der
Länder müssen mit immer
weniger Personal immer mehr
Aufgaben erfüllen. Das wird
sich rächen.
Interview: Holger Eichele

monstrationsrecht schützen.
Keiner will G8-Gegner krimi-
nalisieren. Gleichzeitig gilt:
Der Protest darf nicht in Ge-
walt münden.

16 000 Polizisten aus ganz
Deutschland sollen 15 000
Gäste schützen. Halten Sie
das geplante Polizeiaufgebot
für ausreichend?
Diese Frage stellt sich nicht,
denn zusätzliche Beamte sind
überhaupt nicht mehr verfüg-
bar. Überall wird noch nach
Kräften gefragt, doch die per-
sonellen Kapazitäten der Po-
lizei sind ausgeschöpft. Mit
dem Einsatz zum G8-Gipfel
ist die Grenze der Belastbar-
keit überschritten.

Stacheldraht und Zäune sol-
len die Staatsgäste schützen.
Haben Sie sich in Heiligen-
damm schon selbst ein Bild
von der Lage gemacht?

len an die Ostsee reisen. Wie
hoch ist der Anteil militanter
Störer?
Das ist schwer zu sagen. Die
Anschläge in jüngster Zeit ge-
ben jedoch Anlass zur Sorge.
Was die Zahl der Demons-
tranten betrifft: Ich halte die
gegenwärtigen Schätzungen
für überhöht. Trotzdem
möchte ich betonen: Die Poli-
zei will in erster Linie dafür
sorgen, dass die Menschen ih-
ren Protest deutlich machen
können. Wir wollen das De-

Hamburg mehren sich die
Brandanschläge. Die Gewalt
nimmt deutlich zu, und sie
richtet sich gegen den
G8-Gipfel.

Die Bundesanwaltschaft
spricht von Hinweisen, dass
sich in Deutschland eine
neue terroristische Vereini-
gung bilden könnte. Wie
ernst ist diese Gefahr?
Es ist eine neue Qualität er-
reicht, wenn man im linksex-
tremistischen Spektrum auf
eine Gruppe stößt, die sich
über einen längeren Zeitraum
fest strukturiert und gezielt
Brandanschläge verübt. Vor
einer solchen Entwicklung
kann man nur warnen. Ich ap-
pelliere hier besonders an jun-
ge Menschen: Es ist der ver-
kehrte Weg, politische Ziele
mit Gewalt zu verfolgen!

100 000 Demonstranten wol-

Einen Monat vor dem
G8-Gipfel ist die Polizei in
Alarmbereitschaft. Ist die
Angst vor Terror-Anschlägen
begründet?
Wir müssen unterscheiden
zwischen zwei unterschiedli-
chen Bedrohungen: Auf der
einen Seite gibt es im linksex-
tremistischen Spektrum Hin-
weise auf drohende Brandan-
schläge. Auf der anderen Sei-
te sehen wir weiterhin eine
Bedrohung durch den isla-
mistischen Terrorismus.
Auch diese Gefahr ist nicht zu
unterschätzen.

Sie sprechen beim Linksex-
tremismus von einer „ganz
neuen Dimension“ . . .
Der Linksextremismus hat
sich in den vergangenen Jah-
ren verstärkt. Wir müssen im-
mer häufiger politische Delik-
te und Gewalttaten verzeich-
nen, vor allem in Berlin und

„Eine neue Qualität der Bedrohung“
Der Chef der Polizei-Gewerkschaft warnt vor Anschlägen während des G8-Gipfels in Heiligendamm

Konrad Freiberg,
Bundesvorsitzender der

Polizei-Gewerkschaft FOTO: DPA

G8-Gipfels zu durchsuchen.
Obwohl sich der Terrorver-
dacht konkret gegen 20 Per-
sonen richtet – 18 davon sind
namentlich bekannt –, gab es
keine Festnahmen.

Noch am selben Abend de-
monstrierten bundesweit
mehrere tausend Menschen
gegen die Polizeiaktion, ver-
einzelt kam es dabei zu Aus-
schreitungen. Kritiker werfen
Polizei und Justiz vor, sie hät-
ten überreagiert und kaum
belastbare Beweise. Grünen-
Chefin Claudia Roth nennt es
„einen richtigen Hammer,
Gegner des G8-Gipfels oder
globalisierungskritische Men-
schen in die Terrorismusecke
zu stellen“. Immerhin betei-
ligten sich an den geplanten
Protesten auch kirchliche
Gruppen, Umweltverbände
und die Grünen.

Auch der Vorsitzende der
deutschen Innenminister-
Konferenz, Berlins Innense-
nator Ehrhart Körting (SPD),
warnt vor einer Kriminalisie-
rung der Globalisierungsgeg-
ner: „Demonstrationen sind
Teil unserer Demokratie.
Man darf nicht die vielen
Menschen, die Fragen stellen,
und die wenigen, die krimi-
nell sind, in einen Topf wer-
fen.“

Unionsfraktionsvize Wolf-
gang Bosbach und der SPD-
Innenexperte Dieter Wiefel-
spütz verteidigen dagegen die
Polizei-Aktion als notwendig.
Egal ob von rechts oder von
links, der Staat müsse gegen
Extremismus vorgehen, be-
tont Bosbach. Die rund
15 000 Gäste des G8-Gipfels
hätten „einen Anspruch da-
rauf, dass Deutschland alles
tut, um ihre Sicherheit zu ge-
währleisten“.

Einen Monat vor dem
G8-Gipfel im Ostseebad
Heiligendamm wächst
die Nervosität. Nach Ein-
schätzung deutscher Si-
cherheitsbehörden dro-
hen Terroranschläge. Die
Fahnder der Polizei kon-
zentrieren sich auf mili-
tante Linksextremisten.

VON HOLGER EICHELE

Berlin – Auf den Bekenner-
schreiben hinterließen die Tä-
ter jedes Mal einen anderen
Namen, doch die Handschrift
war immer dieselbe: Erst ging
das Gebäude eines Golfclubs
in Flammen auf, dann wur-
den 15 Fahrzeuge mehrerer
Umzugsunternehmen beschä-
digt. Vier Wochen später traf
es den Dienstwagen eines
Top-Managers, in einer ande-
ren Nacht zerschellte ein Mo-
lotow-Cocktail am Institut für
Wirtschaftsforschung.

„AG Herz-Infarkt“, „Revo-
lution Crew“ und „Unheilige
Allianz Dammbruch“ nennen
sich die Absender der Beken-
nerbriefe. Der Wortlaut erin-
nert an den Duktus der RAF,
wenn vom Kampf gegen das
„kapitalistische Milieu“ die
Rede ist. Für die Bundesan-
waltschaft ist die Sache klar:
„Es besteht der Verdacht,
dass sich eine terroristische
Vereinigung gegründet hat,
mit dem Ziel, den G8-Gipfel
zu stören oder zu verhin-
dern.“

Staatsschützer beobachten
schon seit Monaten eine Mo-
bilisierung und Militarisie-
rung der linken Szene. Neben
immer neuen Sponti-Initiati-

G8 – ein Gipfel der Gewalt?
RAZZIA GEGEN LINKE ....................................................................................................................................................................................................................................................................

derartige Aktionen hinsicht-
lich der Anzahl und der zeitli-
chen Taktung sogar noch zu-
nehmen können.“

Am Mittwoch waren in
mehreren Bundesländern 900
Polizisten im Einsatz, um 40
Treffpunkte von Gegnern des

wollen Linke vor dem
G8-Gipfel „auf das Thema
aufmerksam machen und
Entschlossenheit demonstrie-
ren“, sagt der Chef des deut-
schen Verfassungsschutzes,
Heinz Fromm. „Wir müssen
uns darauf einstellen, dass

ven hat sich auch eine „mili-
tante gruppe (mg)“ etabliert,
die allein für 25 Anschläge
verantwortlich ist. Bislang
richtete sich die Gewalt gegen
Sachen.

Mit gezielten Angriffen auf
Akteure der Globalisierung

Protest vor dem Gipfel: Nach den Durchsuchungen von Treffpunkten der linken Szene kam es
wie hier in Hamburg zu schweren Ausschreitungen. FOTO: DPA

Tony Blair kündigt Rücktritt an

Gefallener Götterliebling
Wankelmut konnte man Tony Blair wahrlich
nicht vorwerfen, Nibelungentreue und einen ge-
wissen Starrsinn schon eher. Denn der schei-
dende britische Premierminister hielt selbst
dann noch am fatalen Irak-Feldzug fest, als öf-
fentlich längst feststand, dass das Unternehmen
seines amerikanischen Waffenbruders George
W. Bush auf Lügen, Tricks und Täuschungen
gegründet war. Vor allem dieser historischen
Fehleinschätzung ist es zuzuschreiben, dass der
Glücksstern des charismatischen Politikers
schon lange vor dessen gestern angekündigtem
Abschied im Blutsumpf zwischen Euphrat und
Tigris versunken war.
Der Irakkrieg war nicht der einzige, aber der
schwerwiegendste Grund dafür, dass die meis-
ten Briten ihren Premier am Schluss satt hatten:
Jenen Mann, der der lange dahinsiechenden La-
bour-Partei drei rauschende Wahlsiege in Folge
einfuhr, jenen Mann, der in aller Welt als ideal-
typische Verkörperung einer neuen Linken be-
wundert wurde, die so ganz anders auftrat als in
den Zeiten, in denen sauertöpfische Arbeiter-
führer das Bild prägten. Blair eliminierte groß-
zügig und ohne viel Federlesens allzu linkes Ge-
dankengut und öffnete im Habitus des dynami-
schen Aufsteigers die altbackene Partei weit für
die Wähler der bürgerlichen Mitte; Gerhard
Schröder, der Ähnliches in Deutschland nicht
ohne Erfolg nachzuahmen versuchte, gehörte
zeitweise zu seinen größten Bewunderern.
Über Jahre schien es, als habe der Strahlemann
aus dem schottischen Edinburgh einen gehei-
men Pakt mit den Göttern des Erfolgs geschlos-
sen. Seine innenpolitische Bilanz ist nahezu
makellos: Die Wirtschaft prosperiert, die Inflati-
onsrate ist niedrig, den meisten Briten geht es
besser als ihren europäischen Nachbarn. Und
die Regierungsbildung in Nordirland beschert
dem Friedensstifter Blair einen dicken Eintrag
ins Buch der Geschichte. Großbritannien steht
heute besser da als vor seinem Amtsantritt.
Wenn Blair seinem designierten Nachfolger
Gordon Brown eine Partei hinterlässt, die in
Umfragen weit hinter den Tories des Herausfor-
derers David Cameron liegt, dann wird dahinter
auch ein gutes Stück Irrationalität deutlich, das
Vorwahl-Stimmungen stets innezuwohnen
scheint. Tony Blair hat Großbritannien stärker
verändert, als viele wahrhaben wollen. Und es
könnte sein, dass so mancher sein negatives Ur-
teil noch revidiert – wenn das Irak-Abenteuer
endgültig Geschichte geworden ist.

Lorenz von Stackelberg

Sie erreichen den Autor unter
Lorenz.von.Stackelberg@merkur-online.de

Bundesweit rund 5000 Autonome

Die Razzia gegen militante Gegner des G8-Gipfels
wirft ein Schlaglicht auf die Strukturen des Linkster-
rorismus. Neben mehreren kleinen Cliquen hat sich
die „militante gruppe“ (mg) etabliert. Sie rekrutiert
sich aus den Reihen der bundesweit 5000 Autono-
men. Nach Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden
soll die Gruppe auch Attentate auf Politiker und Ver-
treter der Wirtschaft erwogen haben. Dies berichtet

die „Welt“ unter Berufung auf eine Lagebeurteilung
der Behörden, die auf der Auswertung linksextremis-
tischer Publikationen beruht. Darin werde diskutiert,
„von Angriffen auf materielle Objekte zum Angriff
auf verantwortliche Subjekte zu kommen“. Sogar
von Knieschüssen und Exekutionen sei die Rede ge-
wesen. Die „mg“ sei die gefährlichste Gruppe im
linksextremistischen Spektrum, so die Behörden. ap


